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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 96/05 B 

 

 

 
………………………. , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  …………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Textil- und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft, 
Oblatterwallstraße 18, 86153 Augsburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. Juni 2005 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y 

und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 10. Februar 2005 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung gestützte Be-

schwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 

und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der stän-

digen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass der 

Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu 

auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 3. Aufl, 2002, IX, 

RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es hier. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Sache grundsätzliche Be-

deutung hat. In der Beschwerdebegründung muss nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG diese grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache aufgezeigt werden. Hierzu ist zunächst darzulegen, 

welcher bestimmten abstrakten Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung beigemessen wird 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Denn die Zulassung der Revision erfolgt zur Klärung 

grundsätzlicher Rechtsfragen und nicht zur weiteren Entscheidung des Rechtsstreits. Die 

abstrakte Rechtsfrage ist klar zu formulieren, um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die 

begehrte Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können 

(Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 181). Dazu ist erforderlich, dass ausgeführt wird, ob die 

Klärung dieser Rechtsfrage grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. 

Die Rechtsfrage darf sich nicht auf den Einzelfall in dem Sinne beschränken, ob das LSG nach 

unrichtigen rechtlichen Maßstäben entschieden habe (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; 

Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 58). Weiter hat der Beschwerdeführer darzulegen, dass die 

Rechtsfrage klärungsbedürftig, also zweifelhaft, und klärungsfähig, mithin rechtserheblich ist, 

sodass hierzu eine Entscheidung des Revisionsgerichts zu erwarten ist (BSG SozR 3-1500 

§ 160 Nr 1; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16). Zur Klärungsfähigkeit gehört auch, dass die 

Rechtsfrage in einem nach erfolgter Zulassung durchgeführten Revisionsverfahren 

entscheidungserheblich ist (BSG Beschluss vom 11. September 1998 - B 2 U 188/98 B -). Die 

Klärungsbedürftigkeit ist zu verneinen, wenn die Rechtsfrage bereits höchstrichterlich 

beantwortet ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 und 65) oder 

wenn die Antwort unmittelbar aus dem Gesetz zu ersehen ist (BSG SozR 1300 § 13 Nr 1), 

wenn sie so gut wie unbestritten ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17), wenn sie praktisch außer 

Zweifel steht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 4) oder wenn sich für die Antwort in anderen 

Entscheidungen bereits ausreichende Anhaltspunkte ergeben (BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2 

und § 160 Nr 8; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 117; 

Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 66). 

 

Der Kläger hält die Frage für eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung, ob bei der Be-

rechnung des Minderverdienstes nach § 3 Berufskrankheiten-Verordnung von der Differenz 

1 

2 

3 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 
 

zwischen dem (fiktiven) Nettoarbeitsentgelt und dem Nettokrankengeld oder von der Differenz 

zwischen dem (fiktiven) Nettoeinkommen und dem Bruttokrankengeld auszugehen ist. Mit 

seinem Vorbringen hat der Kläger indes die Klärungsbedürftigkeit der formulierten Rechtsfrage 

nicht hinreichend aufgezeigt. Wie er selbst einräumt, lässt sich die Frage mit dem Urteil des 

BSG vom 25. Februar 1993 (- 2 RU 6/92 - HV-Info 1993, 1150) hinreichend beantworten, und 

zwar in dem Sinne, dass für die Berechnung des Minderverdienstes dem fiktiven Nettoarbeits-

entgelt das Bruttokrankengeld gegenüberzustellen ist. Ist indes eine bestimmte Rechtsfrage 

höchstrichterlich entschieden, ist sie nur dann klärungsbedürftig geblieben oder - erneut - 

klärungsbedürftig geworden, wenn ihr in nicht geringem Umfang widersprochen wird oder nun 

Einwendungen erhoben werden, die nicht von vornherein abwegig sind (Kummer, aaO, 

RdNr 119 mwN). Insoweit mangelt es an entsprechendem Vortrag des Klägers. Er hat in der 

Beschwerdebegründung lediglich dargestellt, dass das Urteil des BSG seiner Auffassung nach 

erheblichen Bedenken begegnet. Das reicht indes nicht aus, weil der Kläger weder auf das 

Urteil des BSG kritisierende Stimmen aus Rechtsprechung und/oder Literatur hingewiesen hat 

noch im Einzelnen begründet hat, warum das Urteil rechtlich zweifelhaft oder unrichtig sei. Mit 

dem Hinweis auf seine eigene Auffassung legt der Kläger im Kern allein seine abweichende 

Rechtsauffassung dar. 

 

Seine Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm 

§ 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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